Rede von Justizminister Prof. Dr. Ulrich Goll Dreikönigstreffen der F. D. P. am 6.1.2001 Es gilt das gesprochene Wort! 

Mit welchem Recht macht man den Mittel- und Kleinbetrieben in Baden- Württemberg das Leben schwer? 

Mit Bundesrecht! 

Mit welchem Recht versucht man Sie alle daran zu hindern, private Altersvor- sorge auch in Form eines Eigenheims aufzubauen, obwohl Sie dann im Alter keine Miete zahlen müssen? 

Mit Bundesrecht natürlich! 

Mit welchem Recht gibt man dem Bankvorstand, der per Bahn von Mannheim nach Stuttgart pendelt, 6000.- DM an Steuern zurück, während der junge Justizwachtmeister mit drei Kindern, der im selben Zug sitzt, nichts kriegt? 

Auch mit Bundesrecht ... 

Meine Damen und Herren, die Beispiele zeigen, was für politische Vorschläge uns auch im Land blühen würden, wenn wir im Frühjahr eine rot-grüne Regierung bekämen. 

Aber wenn sie den Bund umgekehrt einmal für eine vernünftige Sache brauchen, dann finden sie ihn nirgends. 

Darauf werde ich noch zurückkommen. Aber jetzt lassen Sie mich Ihnen erst einmal noch alles Gute für das neue Jahr wünschen. 

Die Festtage liegen hinter uns, und viele haben diese Feste mit ihrer Familie gefeiert. 

Etliche Bosnier-Familien sind auch noch hier, auch wenn sie nach dem Willen der CDU schon hätten gehen sollen. 

Sinnloserweise, denn die Arbeitgeber brauchen sie dringend, sie zahlen Steuern und Sozialabgaben, liegen niemandem auf der Tasche und sind seit Jahren in ihren Gemeinden und in ihrer Nachbarschaft voll integriert. 

Fast hätte ich es nicht mehr geglaubt, dass sich der Koalitionspartner doch noch bewegt und jetzt mit uns Wege sucht, wie wir diese Menschen, die wir hier behalten wollen, auch hier behalten können. 

Vielleicht hat die CDU auch gemerkt, dass sie sich politisch mit Lichtgeschwindigkeit von der mittelständischen Wirtschaft entfernt. 

Dazu passt es, dass sich manche eifrige Gedanken über ihre Koalitionsfähigkeit mit den Grünen machen, vorneweg immerhin der Generalsekretär der Bundes-CDU. 

Vor lauter Ärger, dass er uns vielleicht braucht, hält er die grüne Partei für eine ernsthafte Option, eine Partei, die im Grunde mittlerweile orientierungslos ist, die mit abnehmendem Erfolg eine opportunistische Politik betreibt. 

Wenig überzeugend versuchen die Grünen jetzt auch, mit klassischen Themen, die nie ihre Themen waren, sich wie Münchhausen aus dem Sumpf zu ziehen: 

Sie haben für den Wahlkampf im Land die Familienpolitik ganz oben auf ihre Fahnen geschrieben. 

Eigentlich würde ich den grünen Kandidaten ein Praktikum bei mir zuhause anbieten, aber das wäre für unsere Kinder kaum das Richtige – die interessieren sich nämlich auch für Technik! 

Aber im Ernst: Was hat es mit Familienpolitik zu tun, wenn die Grünen im Steuerrecht eine neue Splittingmöglichkeit für gleichgeschlechtliche Partner fordern – und damit den Schwerpunkt der staatlichen Hilfe eindeutig weiter von den Kindern wegrücken statt zu ihnen hin? 

Wir werden für die Verwirklichung dieser grünen Vorstellungen eine Menge Geld brauchen, und das geht zwangsläufig zulasten der Kinder, wir werden mehr Geld ausgeben müssen, um die Lebensentwürfe der Erwachsenen staatlich zu fördern anstelle der Zukunft der Familien – das ist die Familienpolitik der Grünen! 

Meine Damen und Herren, ein solcher Vorschlag kann auch nicht zu einem richtigen Vorschlag werden durch die gutgläubige Begründung, dass es um den Abbau von Diskriminierung geht. 

Wenn man eine angemessene Neugestaltung des Rechts gleichgeschlechtlicher Partnerschaften haben will – und es ist richtig, das zu wollen! Wenn man eine Regelung will, mit der Diskriminierung beseitigt wird, die aber keine neuen und unsinnigen Konsequenzen heraufbeschwört, dann muss man sich an den Entwurf der FDP-Bundestagsfraktion halten! 

Dieser Entwurf nimmt auch unsere Verfassung ernst. Das von Rot-Grün vorgelegte Gesetz wird vor den Gerichten scheitern – womit wir wieder bei der Justiz wären.

Lassen Sie mich ein paar Worte zur baden-württembergischen Justiz sagen. 

Sie trägt erfolgreich dazu bei, dass Baden-Württemberg das sicherste Land der Bundesrepublik ist. Aber die innere Sicherheit ist leider genau der Punkt, bei dem wir auf die rot-grüne Bundesregierung nicht zählen können. 

Nehmen wir den Schutz der Menschen vor Straftaten, vor allem den Schutz vor gefährlichen Wiederholungstätern, die schon im Strafvollzug sitzen. 

Ich möchte diesen Schutz verbessern durch die Möglichkeit, vor Strafende, wenn es nicht anders geht und die Menschen draußen nicht anders geschützt werden können, Sicherungsverwahrung anzuordnen und den Täter weiter in der Haft zu behalten, 

aber der Bund will kein entsprechendes Gesetz machen. 

Jetzt werden wir das Gesetz selbst machen – als baden-württembergisches Landesgesetz! 

Dafür plant der Bund umgekehrt mit einem eigenen Gesetz, dass Freiheits- strafen bis zu drei Jahren, statt bisher zwei – zur Bewährung ausgesetzt wer- den können. 

Um drei Jahre zu bekommen, braucht es schon ein ordentliches Delikt. 

Und jetzt werden die Betroffenen die Möglichkeit haben, um den Strafvollzug herumzukommen und wahrscheinlich wird es auch ein paar Täter aus dem rechten Spektrum geben, die sich anschließend brüsten, dass ihnen nichts passiert ist! 

Das ist das falscheste Signal, das man im Moment geben kann! 

Der Grund dafür, so mein Verdacht, ist der, dass manche Bundesländer nicht in der Lage sind, die nötigen Haftplätze zur Verfügung zu stellen – nur ist das ganz sicher ein falscher Weg! 

Wer eine funktionierende Justiz will, muss ihr das geben, was sie braucht, und es lohnt sich. Die baden-württembergische Justiz bekommt im Bundesvergleich ausgezeichnete Noten. 

In sie wird auch investiert, wie unter keiner anderen Landesregierung zuvor, sie ist auch selbst auf dem Weg zu einem modernen Dienstleistungsunternehmen. 

Aber wenn Sie mich fragen, was das wichtigste an der Justiz ist, sage ich ohne zu zögern: 

Das höchste Gut der Justiz ist ihre Unabhängigkeit!

Deshalb begrüße ich es natürlich auch, wenn die SPD in ihrem Landtagswahlprogramm die Unabhängigkeit der Justiz so betont, wenn sie auch den unab- hängigen Staatsanwalt betont – sehr plakativ und geradezu eindrucksvoll. 

Nun, ich denke, was Unabhängigkeit angeht, hat gerade die Staatsanwaltschaft Offenburg im Verfahren gegen Verantwortliche der Firma SWEG – Fall “Schaufler“ – überzeugend deutlich gemacht, 

dass die Staatsanwaltschaften in Baden-Württemberg ihre Pflicht tun, ohne Ansehen der Person, das gilt in Offenburg, in Stuttgart, Karlsruhe wie auch anderswo. 

Und niemand, der in Baden-Württemberg politische Verantwortung trägt, hat in einem Verfahren wie beispielsweise dem SWEG-Verfahren jemals, in welcher Phase auch immer, Einfluss genommen oder Einfluss zu nehmen versucht, weder unmittelbar noch mittelbar. 

Ich betone das nur deshalb, weil gerade die SPD mich mit viel böser Phantasie und verwegenen Spekulationen verfolgt, ob nicht doch im einen oder anderen Verfahren der Versuch unternommen worden sein könnte ... 

Und dann geht der Generalsekretär und stellvertretende Vorsitzende der SPD- Landtagsfraktion hin und schreibt selbst dem Offenburger ermittelnden Staatsanwalt einen Brief. 

... so einfach direkt an ihn ... 

einen Brief, in dem der Staatsanwalt unmissverständlich aufgefordert wird – Originalton “Ich möchte Sie dringend bitten“, im Sinne von Herrn Drexler Ermittlungen anzustellen. 

Meine Damen und Herren, das bedarf keines weiteren Kommentars. So ist das Rechtsstaatsverständnis der SPD und ihr Begriff von Unabhängigkeit der Justiz. 

Für so viel Blindheit und mangelndes Fingerspitzengefühl gibt es höchstens den Versuch einer Erklärung: Die SPD im Land hat sich wahrscheinlich noch nicht weit genug von dem Denken gelöst, dass der Generalsekretär der Partei alles darf. 

Der Wähler schütze uns vor einem Justizminister aus dieser Partei! 

Die Berliner Republik ist von diesem Schicksal ja leider nicht verschont worden. 

Eigentlich wollte ich Ihnen Geschichten von Herta Däubler-Gmelin in diesem Jahr weitgehend ersparen. 

Nun gut, mit ein, zwei Ausnahmen.

Frau Däubler-Gmelin und Frau Bergmann waren geräuschvoll aufgebrochen, um die Frauen nach österreichischem Muster vor der Gewalt prügelnder Männer zu schützen. 

Das ist in der Sache ein richtiges und wichtiges Anliegen, das ich bekanntlich in jeder Weise unterstütze. 

Gewalt in jeder Form ist der größte Feind der Freiheit! 

Die beiden Berliner Ministerinnen mussten allerdings unterwegs feststellen, dass ihnen eine rechte Zuständigkeit fehlt, weil es dabei vor allem auf das Landesrecht ankommt. 

Egal – man hat stattdessen etwas deutlicher ins BGB geschrieben, was dort sowieso schon drinsteht – auch kein Fehler! 

Aber dass Frau Däubler-Gmelin anschließend ihr eigenes Land – vollmundig, wie üblich – auffordert, jetzt sofort auch im Polizeirecht etwas zu tun, obwohl wir das einzige Bundesland sind, das den Platzverweis nach österreichischem Muster schon praktiziert, in bisher etwa 80 Städten und vielen konkreten Fällen, 

das ist schon ein starkes Stück! 

Vielleicht weiß sie nicht, was hier passiert – bei mir ist jedenfalls noch nie eine Anfrage des Bundes nach unseren bereits gemachten Erfahrungen eingegangen, obwohl man diese Informationen aus der Praxis in Berlin vielleicht ja brauchen könnte – 

Kürzlich hat die Bundesjustizministerin das Haus des Jugendrechts in Stuttgart besucht – ich glaube nicht, dass jemand sie besonders gebeten hat – das Haus des Jugendrechts, eine wegweisende, ebenfalls bundesweit einmalige Einrichtung, in der Polizei, Sozialarbeiter und Staatsanwaltschaft beispielhaft zusammen arbeiten. 

Am Ende des Besuchs wurden wir in der Öffentlichkeit rüde aufgefordert, im Land mehr Personal einzustellen. 

Meine Damen und Herren, wir stellen in Baden-Württemberg gerade 15 neue Staatsanwältinnen und Staatsanwälte zusätzlich ein. 

Ich weiß nicht, wann zuletzt in einem SPD-regierten Land zusätzliche Staatsanwälte eingestellt wurden, da müssen die Leute dort wahrscheinlich ihre Großeltern fragen. 

Aber eines möchte ich hier einmal am Rande vermerken: Das waren noch Zeiten, insbesondere was den Umgang mit den Ländern und das Niveau der Rechtspolitik des Bundes überhaupt angeht, als der Bundesminister der Justiz noch Schmidt-Jortzig hieß!

Was die neuen Staatsanwälte in Baden-Württemberg betrifft – die stellen wir nicht nur deshalb ein, um den Tätern besser auf die Spur zu kommen, sondern um auch etwas für die Opfer von Delikten zu tun. 

Diese Staatsanwälte werden sich schwerpunktmäßig mit der sogenannten Rückgewinnungshilfe beschäftigen, d. h. mit der Sicherstellung von Verbrechensgewinnen, um damit die Erfüllung der Ansprüche der Opfer zu gewähr- leisten. 

Wir haben uns in diesem Land verstärkt Gedanken gemacht, wie man mehr für die Opfer tun kann. 

Mit einer Arbeitsgruppe, zusammengesetzt aus erfahrenen Praktikern, haben wir das Prozessrecht und die Rechtsordnung überhaupt abgeklopft, wie man den Bedürfnissen der Opfer besser gerecht werden kann. 

Das fängt bei ganz einfachen Lücken an: 

Bei einem Delikt von einigem Gewicht schreibt die Gerichtshilfe einen Bericht über den Täter, dass sich das Gericht ein besseres Bild von ihm machen kann. Das ist richtig, um zu einer angemessenen Reaktion zu kommen. 

Aber warum gibt es keinen Bericht über das oder die Opfer? Von ihnen muss man sich doch auch ein genaues Bild machen, um sie an die richtigen Stellen bringen zu können, die ihnen helfen! 

In Baden-Württemberg sind wir dabei, solche Berichte einzuführen. 

Und Gestalt angenommen hat auch ein anderes Projekt dieser Landesregierung, angestoßen von den Liberalen, nämlich die Opferschutz-Stiftung Baden- Württemberg. 

Sie wird im kommenden Jahr eine Reihe von zusätzlichen Leistungen für Verbrechensopfer bringen, über den Bundes-Standard hinaus und sie wird damit ein starkes Signal sein dafür, dass niemand so viel tut für den Opferschutz wie diese Landesregierung! 

Was erwartet man überhaupt von einer Landesregierung?

Dass sie das Land ordentlich regiert. Ordentliche Regierung heißt, dass die Menschen in Frieden ihren Beschäftigungen nachgehen können, dass der Staat ihnen ein bisschen hilft, wo man ihn braucht und dass er sie dort in Ruhe lässt, wo man ihn nicht braucht. 

Ich glaube, wir haben dieses Land jetzt fast fünf Jahre lang ganz ordentlich regiert. 

Wer meint, dass er es besser machen kann, der soll sich rechtzeitig vor dem 25. März melden. 

Nur ernst gemeinte Zuschriften, bitteschön, werden entgegengenommen. Dabei kommt es aber auch nicht nur auf das Bild an, wie die SPD offenbar meint. 

Wenn Sie nicht wollen, dass der nächste Justizminister dieses Landes von Rot-Grün gestellt wird. 

Wenn Sie nicht wollen, dass der nächste Wirtschaftsminister Fritz Kuhn heißt ... oder Günther Oettinger, 

sondern wenn Sie wollen, dass Walter Döring seinen erfolgreichen und be- wundernswerten Einsatz für dieses Land auf einer gestärkten Basis fortsetzen kann, 

dann müssen Sie im bevorstehenden Landtagswahlkampf eine richtige Entscheidung treffen und uns unterstützen. Vielen Dank dafür!

